
Nach demRücktritt des
CIE-DirektorsFélix

Schumacher schieben
Liberale und Sozialisten
einander gegenseitig die
Verantwortungfür das
schlechte Abschneiden

Luxemburgsi m
Online-Servicezu.

(sk)- Nicht weniger als 50 ver-
schiedene staatliche Internet-
Projekte sind derzeit in Luxem-
burg amLaufen. Darauf wies Jos
Schaack am vergangenen Wo-
chenende stolz hin. Der DP-
Staatssekretär, verantwortlich
für die Verwaltungsreform, rea-
gierte damit auf die Vorwürfedes
kurz zuvor zurückgetretenen Di-
rektors des "CentreInformatique
de l'Etat" (CIE), Félix Schuma-
cher. In einemSchreiben an die
für die öffentliche Verwaltungzu-
ständige Ministerin Lydie Polfer
hatte der scheidende CIE-Chef
harte Kritik an der Regierung ge-
übt: Sein Informatikzentrum sei
nicht nur bei Entscheidungen
von Letzterer übergangen wor-
den. Die Administration du per-
sonnel del'Etat hätte darüber hi-
naus nicht nur ohne Absprache
mit der CIE-Leitung Arbeitsricht-
linien ausgesprochen. Schuma-
cher erhobzudemgegenüber der
Regierung den Vorwurf der In-
kompetenz und des Kompetenz-
gerangels. Aus Enttäuschung
über diese "politique de désinte-
gration continuelle" warf er das
Handtuch.
Schaacks Reaktion ließ nicht

lange auf sich warten. Er warf
nicht nur Schumacher vor, die
CIE eigenmächtig verwaltet zu
haben. Der Liberale eröffnete

nicht zuletzt auch einen politi-
schen Schlagabtausch in wahl-
kämpferischer Manier, indemer
die Verantwortung für das
schlechte internationale Ab-
schneiden Luxemburgs im Be-
reich staatlicher Internetdienst-
leistungen der LSAP zuschob.
Diese hatte bis 1999 mit Mady
Delvaux die Kommunikationsmi-
nisterin gestellt. Während der
Zeit ihrer Regierungsbeteili-
gung hätten die Sozialisten we-
der VisionenbesessennochKon-
zepte vorgelegt, um die Verwal-
tungenauf denneuestenStandzu
bringen, so Schaack. Dagegen
hätte die DPspäter eine Arbeits-
gruppe "e-government" mit auf-
gestellt und die Webseite
"www.eletzebuerg.lu" ins Leben
gerufen.

Die LSAP-Fraktion reagierte
prompt empört auf die Vorwürfe
desliberalenStaatssekretärs und
forderte ein Zusammentreffen
der parlamentarischen Budget-
Kontrollkommission, um die für
die Informatisierungsprojekte
der Regierung verwendeten
Fonds genauer zu überprüfen.
"Besonders im Informatikbe-
reich, in demdie Welt praktisch
alle sechs Monate revolutioniert
wird, ist eslächerlich, die aktuel-
len Schwierigkeiten auf die ver-
gangene Regierung abschieben
zu wollen", erklärte der Frakti-
onschef der Sozialisten, Jeannot
Krecké. GanzimGegenteil, soder
LSAP-Politiker, der eilends am
vergangenen MontageinePresse-
konferenzeinberufenhatte: Gera-
de nach demRegierungswechsel
1999 sei nichts mehrin demSek-
tor geschehen. Erst mit demEU-
Gipfel 2000 in Feira und einem
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Anti-Terror-Krieg: Kreuzzug eines
Zwangscharakters
George W. Bush hat ei nen Knall - so ungefähr dürfte
es der britische Psychologe Oliver James sehen, der
den US-Präsi denten nach allen Regel n der Psycholo-
gie ausei nander genommen hat und das Ergebnis un-
längst i n der Zeitung "The Guardian" unter dem Titel
"So George, how do you feel about your mom and
dad?" veröffentlichte.
Das Weiße Haus werde von einem autoritären
Zwangscharakter und reli gi ösen Fundamentalisten re-
giert, schrei bt James. Der Grund allen Übels sei - den
Freudschen Pri nzi pien gemäß - i n der Ki ndheit des
Präsi denten zu fi nden: Der klei ne George wuchs ganz
i m Schatten sei nes erfol greichen Vaters auf, ei nem
Vorbil d, an demer sich ständi g maß - und unter ei ner
dominanten Mutter, die i hren Kindern vorschrieb, wie
sie zu sprechen hatten - mit dem Resultat diverser
sprachlicher Blackoutsi hres Sohnes.
Bushs Überwindung sei nes Alkohol problems hatte
laut James zur Fol ge, dass er sei ne Triebe zwanghaft
zu kontrollieren versucht. Sei ne heutige Regierungs-
arbeit werde von Gebeten begleitet, und der Anti-Ter-
ror-Krieg der US-Regierung sei ei n persönlicher
Kreuzzug.

UmweltfeindlichesInnovationsfeuerwerk
"Ei n noch nie da gewesenes I nnovati onsfeuerwerk"
und "automobile Leckerbissen" hat die 60. I nternati o-
nale Automobilausstell ung, die gestern i n Frankfurt
am Main begann, i hren BesucherI nnen versprochen.
Unterdessen tröpfel n Greenpeace und der Verkehrs-
cl ub Deutschland (VCD) ei n wenig Wermut i n die Vor-
freude auf "Chrom, Glanz und Glitter": Statt auf spar-
same, leise und abgasarme Fahrzeuge zu setzen,
orientierten sich die Hersteller nach dem Pri nzi p
"größer, schneller, l uxuri öser", so Hermann-Josef
Vogt, Mitglied i m VCD-Bundesvorstand, der dazu
mei nt: "Diese Entwickl ung geht an den Bedürfnissen
der Kunden vorbei." Während der VCD die Autos i n
sei ner Umweltliste nach i hrer Umweltverträglichkeit
bewertet, weist Greenpeace auf ei n vom deutschen
Umweltbundesamt i n Auftrag gegebenes Gutachten
hi n: Dari n hei ßt es, dass pro Jahr etwa 14.000 Todes-
fälle mit Krebs erregenden Abgasen aus Dieselfahr-
zeugen i n Verbi ndung gebracht werden können. Die
Umweltorganisati on sammelte zudem rund 1. 500
Strafanzei gen von Betroffenen, die aufgrund erhöhter
Partikelkonzentration an Allergien, Bronchien- oder
gar Krebserkrankungen lei den. Die Anzei gen richten
sich direkt gegen die Konzernleitungen von Dai mler-
Chrysler und VW.

Parklandschaft Meysembourg von Zersiedlung
bedroht
"Zwischen Mersch-Larochette-Fischbach-Nommern
erstreckt sich ei ne ei nmali ge, märchenhafte Kultur-
landschaft: der frühere Landschaftspark Meysem-
bourg mit Schlossstaffage." Diese Zeile stammt nicht
etwa aus ei nem Tourismusprospekt, sondern aus der
Stell ungnahme des Mouvement écologi que zu ei nem
I mmobilien- und Golfprojekt i n Meysembourg. Skan-
dalösfi ndet die Umweltorganisati on, dass mitten i n ei-
nem seit 1981 geplanten - aber i mmer noch nicht
rechtskräfti g ausgewiesenen - Landschaftsschutzge-
biet "Luxuswohnungen i m Grünen" und ei n Golfplatz
entstehen sollen. "Die schönsten Landschaften für
Leute mit Geld?" fragt der Mouvement provokativ. Be-
reits i n den 80er Jahren war ei n vergleichbares Pro-
jekt i n letzter Minute vom Umweltminister geki ppt
worden. Das jetzt vorliegende Projekt sei ei n Prüfstei n
für den Umgang dieser Regierung mit Natur- und
Denkmalschutz, so die Umweltorganisati on. Hier wer-
de sich zei gen, "ob die Aussagen des Programmes der
Landesplanung mehr si nd als ei n rei ner Papierti ger,
der bei m geri ngsten Druck von Promotoren den
Schwanz beizieht."
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Ein Urteil für alle
EU-Staaten dürfen

Gentech-Lebensmittel
vorübergehendverbieten.
Dasentschied diese Woche
der Europäische Gerichtshof
in Luxemburg. Ein Urteil,
über dassichjedoch auch
Kläger Monsantofreute.

schaftlich nachgewiesen werden
undnicht auf puremVerdacht be-
ruhen.
Besonders dieses Detail

sti mmt nun die Monsanto-Vertre-
ter optimistisch. Der Ball liegt
jetzt nämlich bei den italieni-
schen Gerichten. Sie müssen da-
rüber urteilen, wiebegründet das
Risiko, das für den Menschen
vom Gen-Mais ausgeht, tatsäch-
lich ist. "Wir können davon aus-
gehen, dass dieitalienischen Ge-
richte das Verbot wegen man-
gelnder Beweisekippen werden",
prophezeite TomMc Dermott am
Dienstag gegenüber der Nach-
richtenagentur Reuters. Urteile
des Europäischen Gerichtshofes
könne man immer "so oder so
deuten", kommentiert indessen
Martina Holbach von Green-
peace-Luxemburg die Tatsache,
dass sichin diesemFall zwei Sie-
ger präsentieren. Die "Stärkung
der Nationalstaaten" wertet die
Gentech-Expertin jedoch als po-
sitiv. DieEU-Kommissionsei stets
bemüht gewesen, denStaatenBe-
fugnisse wegzunehmen - "und
grundsätzlich erwarten wir uns
von den nationalen Regierungen
einefortschrittlichere Positionin
Sachen Gentechnik als von der
Kommission".

Wer solls beweisen?
Offen bleibt allerdings, was

das EuGh-Urteil für die Praxis be-
deutet. "Eskanndochnicht ange-
hen, dass die italienische Regie-
rung die Arbeit von Monsanto
übernehmen und nachweisen
muss, dass dieses Produkt un-
bedenklich ist?", fragt Martina
Holbach, die vor allemkritisiert,
dass das Urteil auf dem Prin-
zip der "substanziellen äquiva-
lenz" von Pflanzensorten grün-
det. Dieser Grundsatz sei in der

neuen EU-Lebensmittelverord-
nungnicht übernommen worden.
"Das Gericht bezieht sich dem-
nachauf einveraltetes Konzept",
so Holbach.
Das EuGh könnte jedoch der

Gentechlobby in einer anderen
Diskussion Schützenhilfe geleis-
tet haben: Italien ist ebenso wie
Luxemburg eines der EU-Länder,
die ein Moratorium gegenüber
der Zulassung von Gentech-Pro-
duktenverhängt haben. Dass die-
ses Moratorium spätestens An-
fang nächstenJahres fallen wird,
daran zweifelt inzwischen kaum
noch jemand. Die EU-Institutio-
nenbereitendas Terrainvor- zu-
letzt vor der Sommerpause mit
der Verschärfung der Kennzeich-
nungspflicht. Diskutiert wird
(woxx 693) derzeit vor allemdie
Koexistenz, sprich die Frage, wie
konventionelle und gentech-ver-
änderte Pflanzen nebeneinander
wachsen können. "In diesem
Punkt erwarten wir eine starke
Position der Luxemburger Regie-
rung", kündigt Martina Holbach
an. Landwirtschaftsminister
Fernand Boden darf zur selben
Zeit auf der WTO-Ministerkonfe-
renz in Cancun sein Durchhalte-
vermögen in dieser Frage über-
prüfen. Dort trifft er unter ande-
remauf US-amerikanische Kolle-
gen, die bekanntlich die EU da-
rauf drängen, ihre Märkte für
Gentech-Produktezuöffnen.

(dw)- "Dieses Urteil istfür uns
positiv", freut sich Monsanto-
Sprecher Tom McDermott. "Ich
binsehrfroh, dassItaliengewon-
nen hat", verkündet sein Kontra-
hent, der italienische Umweltmi-
nister Altero Matteoli. Zuvor hat-
ten sich beide "Sieger"-Parteien-
der Chemie-Konzern Monsanto
und die italienische Regierung -
als Gegner vor dem Europä-
ischen Gerichtshof (EuGh) ge-
troffen. Geklagt hatte Monsanto,
nachdemItalien imAugust 2000
eintemporäres Verbot gegenPro-
dukte, die aus einer bestimmten
Gen-Maissorte hergestellt wer-
den, verhängt hatte. Italienische
Wissenschaftler hatten in ent-
sprechenden Lebensmitteln Spu-
ren von genetisch veränderten
Organismen(GVO)gefunden.
Das am Dienstag verkündete

Urteil des EuGh scheint nun tat-
sächlich Kläger und Angeklagte
gleichermaßen zufrieden zu stel-
len. Dievon Monsantoangestreb-
te verkürzte Zulassungsprozedur
sei durchaus zulässig, so das Ge-
richt, da besagter Mais "substan-
ziell äquivalent" zur bereits zuge-
lassenen konventionellen Varian-
te derselbenSorte sei. Der Nach-
weis von GVO-ProteinenimEnd-
produkt sei an sich keine Basis,
dieses zu verbieten. Anderer-
seits bekam Italien das Recht
auf ein temporäres Verbot zuge-
sprochen: Die präventive Maß-
nahme sei legiti m, wenn der Ver-
dacht bestünde, dass das Pro-
dukt die menschliche Gesund-
heit gefährdet. Allerdings, sodas
Urteil, müsse die Gefahr wissen-

aktuell2
Aktionsplan der EU-Kommission
sei dieRegierunginZugzwangge-
raten.
Parteipolitisches Gezänk hin

oder her: Tatsache ist, dass Lu-
xemburgseit drei Jahrenineiner
Rangliste von 18 europäischen
Ländern hinter Deutschland und
Belgien Schlusslicht im Bereich
der Schaffung vonstaatlichenIn-
ternet-Dienstleistungen ist (dazu
wurde im Auftrag der EU-Kom-
missioneineStudiein den15 EU-
Mitgliedsstaaten sowie der
Schweiz, IslandundNorwegener-
stellt). Während im Online-Ser-
vice die nordeuropäischen Län-
der und Irland die europaweite
Spitze bilden, ist jener der drei
westeuropäischen Nachbarnlaut
ExpertInnenmeinung mit demNi-
veau von Schwellenländern wie
Südafrika und Mexiko vergleich-
bar. Das schwache Abschneiden
Luxemburgs sei nicht zuletzt auf
die Konzeptionslosigkeit der Re-
gierung zurückzuführen, so
Krecké. Dabei habevor allemder
zuständige Staatssekretär, eben
Jos Schaack, versagt.
Unterdessen stellten die Ange-

stellten des "Centre Informa-
tique" sichhinterihrenzurückge-
tretenenVorgesetzten: "Monsieur
Félix Schumacher a toujours été
un directeur compétent et
intègre", hießesin einer öffentli-
chen Stellungnahme der CIE-Mit-
arbeiterInnen. Die Verantwortung
für die Informatisierung der
Staatsdienste trage die Politik.
Dass dies die BürgerInnen letzt-
endlichinteressiert, scheint frag-
lich: Laut Studien nutzen die we-
nigstendieelektronischenBehör-
dendienste.


